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Steuerberaterinnen und Steuerberater, Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte, europäische Rechtsanwältinnen und europä-

ische Rechtsanwälte, Wirtschaftsprüferinnen und Wirtschaftsprüfer sowie vereidigte Buchprüferinnen und vereidigte Buch-

prüfer sind zur unbeschränkten Hilfeleistung in Steuersachen befugt. Daneben enthält das Steuerberatungsgesetz (StBerG)

weitere Bestimmungen darüber, welche Personen und Vereinigungen berechtigt sind, in beschränktem Umfang geschäfts-

mäßig Hilfeleistung in Steuersachen zu erbringen. Die Europäische Union hat in ihrem Aufforderungsschreiben im Rahmen

des Vertragsverletzungsverfahrens Nr. 2018/2171 die Auffassung vertreten, dass die im StBerG vorgesehenen Ausnahmen

von der Beschränkung der Erbringung von Hilfeleistung in Steuersachen unsystematisch und inkohärent seien. Vor diesem

Hintergrund will der Gesetzgeber die Regelungen zur beschränkt geschäftsmäßigen Hilfeleistung in Steuersachen neu fas-

sen. Gleichzeitig soll die Befugnis zur unentgeltlichen Hilfeleistung in Steuersachen neu geordnet werden. Ferner sollen die

Regelungen über die Lohnsteuerhilfevereine in Anlehnung an die Vorschriften zu den Berufsausübungsgesellschaften neu

strukturiert werden. Im StBerG soll auf eine abschließende Aufzählung der befugten Personen und Vereinigungen verzichtet

werden. Die Befugnis wird neu geordnet und um eine (generalklauselartig formulierte) Regelung zur geschäftsmäßigen

Hilfeleistung in Steuersachen, die als Nebenleistung zu einer nichtsteuerberatenden Haupttätigkeit erbracht wird, ergänzt.

Die Befugnis von Lohnsteuerhilfevereinen wird aus dem bisherigen Regelungssystem herausgelöst und gesondert geregelt.

Auch die Berufs- und Interessenvereinigungen und genossenschaftliche Prüfverbände sowie Spediteure und sonstige Zollver-

treter sollen unter niedrigschwelligen Voraussetzungen (weiterhin) geschäftsmäßig Hilfeleistung in Steuersachen erbringen

dürfen. Die Vorschrift über die unentgeltliche Hilfeleistung in Steuersachen soll weitestgehend an die Regelung des § 6 RDG

angeglichen werden, die für die unentgeltliche Rechtsdienstleistung auf allen anderen Rechtsgebieten gilt. Damit will der

Gesetzgeber ein kohärentes Regelungsgefüge schaffen.

Entscheidungen
BFH: Berücksichtigung des Verlusts aus ei-

ner stehen gelassenen Gesellschafterbürg-

schaft nach § 20 Abs. 2 EStG

1. Bei der Prüfung der Einkünfteerzielungsabsicht

im Rahmen des § 20 EStG ist zwar im Grundsatz

jede Kapitalanlage getrennt zu beurteilen. Aller-

dings bedarf es im Fall einer stehen gelassenen

Gesellschafterbürgschaft einer „Gesamtbetrach-

tung“ von Beteiligung und Bürgschaft/Regress-

forderung. Danach sind die gesamten „aus der

Beteiligung“ erzielten Einkünfte maßgebend, das

heißt sowohl Wertsteigerungen als auch Aus-

schüttungen (§ 17 Abs. 1, 4, § 20 Abs. 1 Nr. 1,

Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 EStG). Von einer fehlenden Ein-

künfteerzielungsabsicht ist auch ohne Vereinba-

rung einer Bürgschaftsprovision nur dann auszu-

gehen, wenn die Erzielung von positiven Ein-

künften insgesamt ausscheidet.

2. Findet der Ausfall der Regressforderung aus ei-

ner stehen gelassenen Bürgschaft im Rahmen

des § 17 Abs. 1, 4 EStG (Übergangsregelung nach

Maßgabe des Senatsurteils vom 11.07.2017 – IX

R 36/15, BFHE 258, 427, BStBl II 2019, 208) keine

Berücksichtigung, weil der gemeine Wert der

Forderung im Zeitpunkt des Stehenlassens mit

0 e zu bewerten ist, steht § 20 Abs. 8 EStG einer

Berücksichtigung der Forderung mit ihrem nicht

werthaltigen Teil (Nennwert) nach § 20 Abs. 2

Satz 1 Nr. 7, Satz 2, Abs. 4 EStG nicht entgegen.

3. Verbürgen sich mehrere Gesellschafter für die-

selbe Gesellschaftsschuld, kann der über seinen

Anteil hinaus in Anspruch genommene Bürge

den Ausfall seiner gegen die Gesellschaft gerich-

teten Regressforderung nur dann in voller Höhe

nach § 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 7, Satz 2, Abs. 4 EStG

geltend machen, wenn feststeht, dass die Aus-

gleichsforderung gegen den Mitbürgen nach

§ 426 Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs nicht

realisierbar und damit wertlos ist.

BFH, Urteil vom 20.6.2023 – IX R 2/22
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-1941-1

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: Kein Zufluss von Arbeitslohn wegen

fehlender Insolvenzsicherung des Arbeits-

lohnanspruchs

NV: Die fehlende Insolvenzsicherung und das

damit einhergehende Risiko des (Wert-)Verlusts

eines vom Arbeitgeber nicht erfüllten Lohnan-

spruchs führen nicht zum Zufluss von Arbeits-

lohn.

BFH, Urteil vom 28.6.2023 – VI R 28/21
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-1941-2

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: Kein Anspruch auf Besteuerung der

Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung

mit dem Abgeltungsteuertarif

NV: Die Verfassungsmäßigkeit der Besteuerung

privater Einkünfte aus Kapitalvermögen mit ei-

nem abgeltenden Sondertarif von 25 % ist in ei-

nem Rechtsstreit, in dem der Steuerpflichtige

jene Besteuerung aus Gleichheitsgründen für

die von ihm erzielten Einkünfte aus Vermietung

und Verpachtung beansprucht, nicht klärungsfä-

hig.

BFH, Beschluss vom 8.8.2023 – IX B 117/22
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-1941-3

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: Zur erforderlichen berufstypischen Tä-

tigkeit eines Rechtsanwalts für die freibe-

rufliche Einordnung der Einkünfteerzielung

NV: Es ist in der Rechtsprechung des Bundesfi-

nanzhofs geklärt, dass nicht jede mit dem Be-

rufsrecht vereinbare Tätigkeit eines Rechtsan-

walts als freiberufliche Tätigkeit gemäß § 18

Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 des Einkommensteuergeset-

zes (EStG) zu beurteilen ist. Für die Auslegung

des Begriffs der freiberuflichen Tätigkeit gemäß

§ 18 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 EStG kommt es auf die

Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs zu Art

und Umfang der berufsrechtlich zulässigen

Rechtsanwaltstätigkeit danach nicht an.

BFH, Beschluss vom 8.8.2023 – VIII B 22/22
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-1941-4

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: Zurechnung von Einkünften eines Auf-

sichtsratsmitglieds gemäß § 18 Abs. 1 Nr. 3

EStG

NV: Die umsatzsteuerrechtlichen Kriterien für die

Einordnung eines Aufsichtsratsmitglieds als Un-

ternehmer gemäß § 2 Abs. 1 des Umsatzsteuer-

gesetzes sind für die ertragsteuerrechtliche Zu-

rechnung von Einkünften im Sinne des § 18

Abs. 1 Nr. 3 EStG nicht maßgeblich.

BFH, Beschluss vom 8.8.2023 – VIII B 72/22
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-1941-5

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: Pauschalierung der Lohnsteuer für ge-

ringfügig Beschäftigte

NV: Die Pauschalierung der Lohnsteuer nach

§ 40a Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes für

das Arbeitsentgelt aus geringfügigen Beschäfti-
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